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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
14 . Wahlperiode

Drucksache 14/369
07 . 06 . 96

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD

Weiterbildungsaktivitäten koordinieren

Die Weiterbildungslandschaft im Lande Bremen zeichnet sich durch ein pluralisti¬
sches Nebeneinander öffentlicher Einrichtungen und freier Träger aus . Ange¬
sichts knapper werdender Haushaltsmittel und im Hinblick auf die steigende
Bedeutung der Weiterbildung als „4 . Säule des Bildungssystems " ist es notwendig,
die vorhandenen Ressourcen zu bündeln , Strukturen zu vereinfachen und Ange¬
bote besser zu koordinieren.

Das Bremische Weiterbildungsgesetz berührt nur einen kleinen Teil der Haus¬
haltsmittel , die der Weiterbildung im Lande Bremen dienen . Darüber hinaus fin¬
den unter der Verantwortung und finanziellen Zuwendung verschiedener Senats¬
ressorts Weiterbildungsaktivitäten statt , die stärker untereinander und mit den
Angeboten freier Träger verzahnt und konzentriert werden müssen . In diesem
Zusammenhang gibt der Bericht der Strukturkommission Weiterbildung , der der
Bürgerschaft (Landtag ) im April 1995 vorgelegt wurde , erste Anhaltspunkte , die
zum Teil im „Gesetz zur Änderung von weiterbildungsrechtlichen Vorschriften
im Lande Bremen " berücksichtigt wurden.

Die Bürgerschaft (Landtag ) wolle daher beschließen:

1 . Die Bürgerschaft (Landtag ) begrüßt die Neuregelungen im „Gesetz zur Ände¬
rung von weiterbildungsrechtlichen Vorschriften des Landes Bremen " als
einen ersten wichtigen Schritt zur Entwicklung geeigneter Rahmenbedingun¬
gen für einen effizienteren Mitteleinsatz für Träger und deren Einrichtungen
nach dem Weiterbildungsgesetz (WBG) .

2 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , im Herbst 1997 einen Bericht
vorzulegen , der die bisherigen Auswirkungen der Umsetzung der Gesetzesän¬
derungen zum Weiterbildungsgesetz darlegt und neben den inhaltlichen
Fragen insbesondere über die finanziellen Aspekte Auskunft gibt , zum Beispiel
über die erzielten Ressourcenbündelungen , die Reduzierung von Doppelange¬
boten und die Realisierung von Kooperationsvorhaben.

3 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , eine stärkere Koordinierung
und Konzentrierung der Weiterbildungsangebote im Lande Bremen vorzuneh¬
men beziehungsweise darauf einzuwirken.

4 . Die Bürgerschaft (Landtag ) fordert den Senat auf , ebenfalls bis zum Herbst 1997
ein Konzept vorzulegen , in dem

— mögliche Strukturveränderungen der Weiterbildungseinrichtungen der
öffentlichen Hand unter Berücksichtigung der Freien Träger der Weiterbil¬
dung zugunsten eines effizienteren Mittel - , Personal - und Raumeinsatzes
aufgezeigt und

— die Koordinierungsbemühungen des Senats bei der Absprache von Weiter¬
bildungsaktivitäten beschrieben werden.

Jäger , Neumeyer und Fraktion der CDU

Gerlinde Berk , Weber und Fraktion der SPD
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